
AKTUELLES STEUERURTEIL

Der Bundesfinanzhof hat in einem Beschluss vom 
15.  Oktober 2021 mit Aktenzeichen VIII B 130/20 ent-
schieden, ob die Anordnung einer dritten Anschluss-
prüfung zulässig ist. Bei einem Freiberufler wurde eine 
dritte Anschlussprüfung durch das zuständige Finanz-
amt angeordnet. Dagegen wehrte er sich. Sowohl die 
Richter des Finanzgerichts als auch des Bundesfinanz-
hofes sahen dies als zulässig und nicht weiter klärungs-
bedürftig an. Außenprüfungen sind in den Grenzen des 
Verhältnismäßigkeitsprinzips und des Willkürverbots 
grundsätzlich zulässig. Weder der Abgabenordnung 
noch der Betriebsprüfungsordnung ist zu entnehmen, 
dass Außenprüfungen nur in einem bestimmten Tur-
nus oder zeitlichen Abständen erfolgen dürfen. Dies 
gilt nicht nur für Großbetriebe, sondern auch für Mittel-
betriebe sowie Klein- und Kleinstbetriebe. Danach sind 
Anschlussprüfungen grundsätzlich zulässig, und zwar 

auch mehrmals hintereinander. Besteht aus Sicht des 
Finanzamtes Prüfungsbedürftigkeit des Steuerzahlers, 
ist dies zu berücksichtigen. In diesem Zusammenhang 
stellt der Bundesfinanzhof klar, dass – jenseits der Rou-
tine und Zufallsprüfungen – die Prüfungsbedürftigkeit 
das ausschlaggebende Kriterium für eine anlassbezo-
gene Prüfung ist. Die Häufigkeit der Anschlussprüfun-
gen ist jeweils eine Frage des Einzelfalls. Eine grundsätz-
liche Klärung dieser Frage verneinten die Richter des 
Bundesfinanzhofes. 

Zulässigkeit einer mehrmaligen Anschlussprüfung

AKTUELLES STEUERRECHT

Wird Betriebsvermögen vererbt oder im Rahmen ei-
ner vorweggenommenen Erbfolge verschenkt, kann 
dafür die Betriebsvermögensbegünstigung des Erb-
schaft- und Schenkungsteuergesetzes in Anspruch ge-
nommen werden. Allerdings sind diese Regelungen an 
Bedingungen geknüpft. Zum einen sind Haltefristen 
vorgesehen, zum anderen gilt es weitere Kriterien zu 
erfüllen, wie insbesondere das Erreichen bestimmter 
Lohnsummen in einem Zeitraum von 5 oder 7 Jahren. 
Die von Bund und Ländern zur Eindämmung der Co-
rona-Pandemie erlassenen Beschränkungen können in 

der Praxis nun dazu führen, dass diese Voraussetzungen 
im Einzelfall nicht mehr zu erfüllen sind, so etwa, wenn 
der Betrieb aufgrund der Umsatzeinbrüche während 
der Pandemie Arbeitnehmer in Kurzarbeit schicken 
oder sogar entlassen muss. Für die betroffenen Unter-
nehmer als Nachfolger kann das beträchtliche Konse-
quenzen haben. Aufgrund der niedrigeren Lohnsumme 
kann es dazu kommen, dass ggf. mehr Erbschaftsteuer 
zu zahlen ist. Dies wiederum kann die Existenz der Un-
ternehmen gefährden. 
Aus einem gleichlautenden Erlass des Bundesministe-
riums der Finanzen und der Landesfinanzministerien 
vom 30.12.2021 geht hervor, dass die Finanzbehörden 
dazu angehalten sind, bei Nichterreichen der rechne-
risch erforderlichen Lohnsumme von Anfang März 2020 
und Ende Juni 2022 von einem Zusammenhang mit der 
Corona-Pandemie auszugehen.
Werden aus diesem Grunde Erbschaftsteuern festge-
setzt, kann hier in den Einzelfällen ein Erlass der Steuern 
geprüft werden.

Erlass der Erbschaftsteuer bei Folgen der Coronakrise
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AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG

Das Bundesministerium der Finanzen hat mit Schrei-
ben vom 31. Januar 2022 ein weiteres Mal die Frist für 
Anträge auf vereinfachte Steuerstundungen für Unter-
nehmen, die von den pandemiebedingten Einschrän-
kungen betroffen sind, bis Ende März 2022 verlängert. 
Die zinslose Stundung von Einkommens-, Körperschaft- 
und Umsatzsteuer ist auf Antrag möglich, soweit diese 
bis zum 31. März 2022 fällig sind und aufgrund der wirt-
schaftlichen Folgen der Corona-Krise nicht geleistet 
werden können.
Betroffene Unternehmen können entsprechend bis 
zum 31. März 2022 beim zuständigen Finanzamt einen 
(vereinfachten) Antrag auf erstmalige oder fortge-
setzte Stundung stellen. Die Stundungen können dann 
längstens bis zum 30. Juni 2022 gewährt werden. Da-
rüberhinausgehende Anschlussstundungen werden 
im vereinfachten Verfahren im Zusammenhang mit 
einer angemessenen, längstens bis zum 30. September 

2022 dauernden, Ratenzahlungsvereinbarung gewährt. 
Stundungszinsen werden in diesen Fällen grundsätz-
lich nicht erhoben.
Bis zum 30. Juni 2022 soll zudem von Vollstreckungs-
maßnahmen bei bis zum 31. März 2022 fällig geworde-
nen Steuern abgesehen werden. In diesen Fällen sind 
die im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 30. Juni 2022 
entstandenen Säumniszuschläge grundsätzlich zu er-
lassen. Die nachweislich unmittelbar und nicht uner-
heblich negativ wirtschaftlich betroffenen Steuerpflich-
tigen können bis zum 30. Juni 2022 unter Darlegung 
ihrer Verhältnisse Anträge auf Anpassung der Voraus-
zahlungen auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer 
2021 und 2022 stellen. Bei der Nachprüfung der Voraus-
setzungen sind keine strengen Anforderungen zu stel-
len. Diese Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, weil 
die Steuerpflichtigen die entstandenen Schäden wert-
mäßig nicht im Einzelnen nachweisen können.

Verlängerung der steuerlichen Erleichterungen wegen Coronakrise

AKTUELLER STEUERTIPP

Der Bundesfinanzhof hat mit seinem Urteil vom 29. Ap-
ril 2021 zum Aktenzeichen VI R 31/18 entschieden, dass 
bei der lohnsteuerlichen Bewertung einer Betriebsver-
anstaltung alle mit dieser in unmittelbarem Zusam-

menhang stehenden Aufwendungen des Arbeitgebers 
zu berücksichtigen sind. Unerheblich ist, ob die Aufwen-
dungen bei den Beschäftigten einen Vorteil begründen 
können. Zu berücksichtigen sind daher die Gesamtkos-
ten des Arbeitgebers für die Veranstaltung. Diese sind 
zu gleichen Teilen auf die anwesenden Beschäftigten 
aufzuteilen. Im Streitfall durfte der Arbeitgeber in Rech-
nung gestellte Kosten für Beschäftigte, die nicht anwe-
send waren, sogenannte No Show-Kosten, nicht von der 
Bemessungsgrundlage abziehen. 
Gegen diese Entscheidung des BFH wurde am 20. Ja-
nuar 2022 Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfas-
sungsgericht (Aktenzeichen 2 BvR 1443/21) eingelegt. 
Betroffene Unternehmen sollten gegen etwaige Fest-
stellungen der Lohnsteuer-Außenprüfung Einspruch 
einlegen und das Ruhen des Verfahrens beantragen.

Steuerliche Behandlung von Betriebsveranstaltungen
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STEUERTERMINE MÄRZ / APRIL 2022

10.03. (14.03.) Lohn- und Kirchenlohnsteuer, Einkommen- und Kirchensteuer, Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag, Umsatzsteuer (monatliche Vorauszahlung)

25.03. (29.03.) Abgabetermin Beitragsnachweis zur Sozialversicherung (Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge)*
25.03. Zusammenfassende Meldung bei der Umsatzsteuer
11.04. (14.04.) Lohn- und Kirchenlohnsteuer, Solidaritätszuschlag, Umsatzsteuer (monatliche und vierteljährliche 

Vorauszahlung)
25.04. (27.04.) Abgabetermin Beitragsnachweis zur Sozialversicherung (Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge)*
26.04. Zusammenfassende Meldung bei der Umsatzsteuer

* Die Beitragsnachweise müssen der Krankenkasse spätestens 0 Uhr des fünftletzten Arbeitstages eines Monats vorliegen. Sie müssen diese also spätestens 
am Vortag übermitteln, damit die Krankenkasse am fünftletzten Arbeitstag darüber verfügen kann.

Die Veröffentlichung dieser Termine erfolgt nach sorgfältiger Prüfung, aber ohne Gewähr. Eine Haftung wird nicht übernommen.
Hinweis: Die eingeklammerten Daten bezeichnen den letzten Tag der dreitägigen Zahlungsschonfrist für den Eingang der Zahlung. Die Zahlungsschonfrist 
gilt nicht bei Barzahlung und Zahlung per Scheck. Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als entrichtet.
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